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1. Finanzverwaltung zur Kfz-Gestellung an
Arbeitnehmer

Zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung
eines betrieblichen Kraftfahzeugs an Arbeitnehmer
hat díe Finanzvenrualtung mit Schreiben vom 4.4.2018
(Aktenzeichen lV C 5 - S 2334118/10001) ausführlich
Stellung genommen. Dieses Schreiben ist eine umfas-
sende Behandlung der sich ergebenden Fragestellun-
gen. Teilweise werden bisherige Verwaltungsregelun-
gen nur zusammengefasst, teilweise sind aber auch
neue Hinweise bzw. Klarstellungen aufgenommen
worden.

(D Handlungsempfehlung:
Teilweise war unklar, ob in älteren Schreiben geäußede An-
sichten noch Gültigkeit hatten. Dieses Schreiben schafft in
vielen Bereichen Klarheit. ln der Praxis sollten Vereinbarun-
gen und Handhabungen mit den von der Finanzverwaltung
kundgetanen Grundsàtzen abgeglichen werden. Soweit
nach wie vor Fälle unklar bleiben, kann geprúft werden, ob
diese beim Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers durch
eine - kostenfreie - Anrufungsauskunft geklärt werden.

lm Folgenden stellen wir für die Praxis wichtíge Ein-
zelaspekte zur Anwendung der pauschalen Nut-
zungswertermittlung (1 %-Regelung) dar.

)) Der pauschale Nutzungsweft bei Anwendung der
1 %-Regelung (zzgl.0,03 % für FahÉen Wohnung/
erste Tätigkeitsstätte) kann die dem Arbeitgeber
für das Kraftfahrzeug insgesamt entstandenen
Kosten übersteigen. Wird dies im Einzelfall nach-
gewiesen, ist der pauschale Nutzungsweft höchs-
tens mit dem Betrag der Gesamtkosten des Kraft-
fahrzeugs anzusetzen (Kostendeckelung).

O Hínweis:
Die Kostendeckelung greift in der Praxis nicht selten bei
der Uberlassung eines gebraucht erworbenen Fahrzeugs
oder auch bei einer größeren Entfernung zwischen Woh-
nung und erster Tâtigkeitsstätte. ln der Praxis sollten
die Kosten fur das einzelne Fahrzeug auf einem separa-
ten Konto oder einer Kostenstelle separiert werden, um
einen Abgleich zwischen dem pauschalen Nutzungswen
und den tatsächlich entstandenen Kosten vornehmen zu
kônnen.

Þ! Ein geldwerter Vorteil ist für Fahrten zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nicht zu er-
fassen, wenn dem Arbeitnehmer ein betriebliches

Kraftfahrzeug ausschließlich an den Tagen für
seine Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte überlassen wird, an denen es erforder-
lich werden kann, dass er díenstliche Fahrten von
der Wohnung aus antritt oder an der Wohnung be-
endet, z.B. beim Bereitschaftsdienst in Versor-
gungsunternehmen. Bislang galt diese Regelung
nur für den Fall, dass die dienstliche Fahd arn
Wohnort begann.

)¡ Fähft der Arbeitnehmer abwechselnd von der ers-
ten Tätigkeitsstätte zu verschiedenen Wohnun-
gen, ist bei Anwendung der 0,03 %-Regelung
der pauschale Monatsweft unter Zugrundelegung
der Entfernung zur näher gelegenen Wohnung
anzusetzen. Für jede Fahft von und zu der wei-
far ontfornt lionanrlan \À/nhnr rnn ict zr rcätzlinh ain
pauschaler Nutzungswert von 0,002 % des inlän-
dischen Listenpreises des Kraftfahzeugs für jeden
Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte dem Arbeitslohn zuzurech-
nen, soweit sie die Entfernung zur näher gelegenen
Wohnung übersteigt.

)) Die 0,03 %-Regelung zur Bemessung des pau-
schalen Nutzungswerts für Fahften zwischen Woh-
nung und erster Tâtigkeitsstätte ist unabhängig von
der 1 %-Regelung selbständig anzuwenden, wenn
das Kraftfahrzeug ausschließlich ftir FahÉen
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstät-
te überlassen wird, D.h. auch diese Konstellation
kann in der Praxis vergleichsweise steuergünstig
abgebildet werden.

)) Grundsätzlich ist die Ermittlung des Zuschlags ka-
lendermonatlich mit 0,03 % des Listenpreises für
jeden Kilometer der Entfernung zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte vorzunehmen. Ein
durch Urlaub oder Krankheit bedingter Nutzungs-
ausfall ist im Nutzungsweft pauschal berücksich-
tigt, ist also nicht mindernd zu berücksichtigen.
Eine Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstät-
te mit 0,002 % des Listenpreises je Entfernungs-
kilometer fur höchstens 180 Tage ist allerdings
ausnahmsweise möglich, wenn der Arbeitnehmer
gegenüber dem Arbeitgeber kalendermonatlich
'nahzeugbezogen schriftlich erklär1, an welchen Ta-
gen (mit Datumsangabe) er das betriebliche Kraft-

o
rc
@¡
o)

o
rl
È

o

c
(U
O)u
õv
L
(U
olc
r1'

o-
LN

'õ
ñc
r1'v1



SteuerBlick Juli2O18

fahaeug tatsächlich für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte genutzt hat; die
bloße Angabe der Anzahl der Tage reicht nicht aus.
Es sind keine Angaben erforderlich, wie der Arbeit-
nehmer an den anderen Arbeitstagen zur ers-
ten Tätigkeitsstätte gelangt ist. Diese Erklärungen
des Arbeitnehmers hat der Arbeitgeber als Belege
zum Lohnkonto aufzubewahren. Es ist aus Verein-
fachungsgründen nicht zu beanstanden, wenn für
den Lohnsteuerabzug jeweils die Erklärung des
Vormonats zu Grunde gelegt wird.

O Hinweis:
Dieser Fall dürfte in der Praxis nicht selten relevant sein,
Zu denken ist an ArbeÍtnehmer, die tageweise im Ho-
meoffice arbeiten, oder Mitarbeiter, die häufig auf Aus-
wärtsreisen sind und an diesen Tagen das Fahrzeug nicht
für Fahften zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstät-
te nutzen.

Wird im Lohnsteuerabzugsverfahren eine Einzel-
bewertung der tatsächlichen Fahrten zwischen
iVoiruurì9 urrü ursisr iäiigkciissiåiie vurgerrurrr-
men, so hat der Arbeitgeber für alle dem Arbeit-
nehmer überlassenen betrieblichen Kraftfahrzeuge
eine jahresbezogene Begrenzung auf insgesamt
180 Fahrten vorzunehmen. Eine monatliche Be-
grenzung auf 15 Fahrten ist ausgeschlossen.

Beispiel:
Arbeitnehmer A kann ein vom Arbeitgeber B überlassenes be-
Viebliches Kraftfahzeug (Mittelklasse) auch für Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte nutzen. B liegen
datumsgenaue Erklärungen des A über Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tàtigke¡tsstätte für die Monate Januar bis Juni
an jeweils 14 Tagen, für die Monate Juli bis November an jeweils
19 Tagen vor. Fúr den Monat Dezember liegt B eine datums-
genaue Erklärung des A über Fahrten zwischen Wohnung und
ersler Tätigkeitsstätte an 4 Tagen vor.

ln den Monaten Januar bis Juni hat B ftìr Zwecke der Einzel-
bewertung jeweils 14 Tage zu Grunde zu legen, in den Monaten
Juli bìs November jeweils .1 

9 Tage. Wegen der jahresbezogenen
Begrenzung auf 1 80 Fahften ist für Zwecke der Einzelbewertung
im Dezember nur ein Tag anzusetzen (Anzahl der Fahrten von
Januar bis November = 

.179). 
Damit ergeben sich für die Einzel-

bewedung der tatsächlichen Fahften des A zwischen Wohnung
und erster Tätigkeitssiätte je Kalendermonat folgende Prozent-
sätze:

- Januar bis Juni: 0,028 % (14 Fahrten x 0,002 %l

- Juli bis November: 0,038 % (19 Fahrten x0,002 %\

- Dezember: 0,OO2 % (1 Fahrt x 0,002 %)

Q Hinweist
lm Falle der Einzelbewertung der tatsächlichen Fahften
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ist die
Lohnsteuerpauschalierung mi|15 % anhand der vom Ar-
beitnehmer erklärten Anzahl der Iage vorzunehmen. Die
von der Finanzverwaltung gewährte Vereinfachungsrege-
lung, dass nur an 15 Arbeitstagen von Fahrten zwischen
Wohnung und orster Tätigkeitsstätte ausgegangen wer-
den kann, ist hier nicht anzuwenden.

)) Stehen Nutzungsberechtigten in einem Fahrzeug-
pool mehrere Kraftfahaeuge zur Vedügung, so ist
der pauschale Nutzungswert für Privatfahrten mit
1 %io der Listenpreise aller Kraftfahrzeuge zu er-
mitteln und die Summe entsprechend der Zahl der
Nutzungsberechtigten aufzuteilen. Der pauschale

Nutzungswert für Fahrten zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte ist grundsätzlich mit 0,03 yo

der Listenpreise aller Kraftfahrzeuge zu ermitteln
und die Summe durch die Zahl der Nutzungsbe-
rechtigten zu teilen. Dieser Wert ist beim einzel-
nen Arbeitnehmer mit der Zahl seiner Entfernungs-
kilometer zu multiplizieren. Arbeitnehmer haben
im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung die
Möglichkeit zur Einzelbewertung unter Berücksich-
tigung der tatsächlichen Fahften zw¡schen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte übeaugehen.

)) Bei einem Fahrzeugwechsel im Laufe eines Ka-
lendermonats ist der Listenpreis des übenrviegend
genutzten Kraftfahrzeugs zu Grunde zu legen.

)) Der pauschale Nutzungswert für Privatfahrlen
und der pauschale Nutzungswert für Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sind
auch dann anzusetzen, wenn dem Arbeitnehmer
das Kraftfahrzeug tatsächlich nur gelegentlich
Íiharlassql¡ urir¡!_ l-tio f\lnnafchofrâno l.rro¡ r¡han
nicht ansesetzt zu wer¿Á. tãiîi'"ãi; ñ"i,;;ä;
monate, in denen dem Arbeitnehmer kein betrieb-
liches Kraftfahrzeug zur Verfügung steht, oder (b)
wenn dem Arbeitnehmer das Kraftfahrzeug aus
besonderem Anlass oder zu einem besonderen
Zweck nur gelegentlich (von Fall zu Fall) für nicht
mehr als fünf Kalendertage im Kalendermonat
überlassen wird. ln diesem Fall sind der pauschale
Nutzungswert für Privatfahrten und der pauscha-
le Nutzungsweft für Fahrten zwischen Wohnung
und erster Tätigkeitsstätte je Fahrtkitometer mit
0,001 yo des inländischen Listenpreises des Kraft-
fahrzeugs zu bewerlen (Einzelbewertung). Zum
Nachweis der Fahrstrecke müssen die Kilometer-
stände festgehalten werden.

)) Wird dem Arbeitnehmer ein Kraftfahzeug mit der
Maßgabe zur Vedügung gestellt, es nicht für Pri-
vatfahrten, Fahrlen zwischen Wohnung und ers-
ter Tätigkeitsstätte oder mehr als eine Familien-
heimfahd wöchentlich zu nutzen, ist vom Ansatz
des jeweils in Betracht kommenden pauschalen
Nutzungswerts abzusehen, wênn das Nutzungs-
verbot durch entsprechende Unterlagen (2.8.
eine arbeitsvertragliche oder andere arbeits- oder
dienstrechtliche Rechtsgrundlage) nachgewiesen
wird. Diese sind als Belege zum Lohnkonto aufzu-
bewahren. Dem Nutzungsverbot des Arbeitgebers
steht ein ausdrücklich mit Wirkung für die Zukunft
erklärter schriftlicher Verzicht des Arbeitnehmers
auf die Nutzung für vorgenannte Fahrten gleich.
Die Nutzungsverzichtserklärung ist als Beleg zum
Lohnkonto aufzubewahren. Die unbefugte Privat-
nutzung eines betrieblichen Kraftfahzeugs hat
keinen Lohncharakter.

)) Setzt der Arbeitnehmer ein ihm überlassenes
Kraftfahrzeug bei den Fahften zwischen Wohnung
und erster Tätigkeitsstätte oder bei Familienheim-
fahrten nur fûr eine Teilstrecke ein, weil er regel-
mäßig die andere Teilstrecke mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln zurücklegt, so ist der Ermittlung des
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pauschalen Nutzungswerts dennoch die gesam-
te Entfernung zu Grunde zu legen. Der pauscha-
le Nutzungsweft kann aber auf die mit dem Kraft-
fahrzeug tatsächlich zurückgelegte Teilstrecke
begrenzt werden, wenn (a) der Arbeitgeber das
Kraft'fahrzeug nur für diese Teilstrecke zur Vedü-
gung stellt oder (b) der Arbeitnehmer für die rest-
liche Teilstrecke einen Nachweis über die Benut-
zung eines anderen Verkehrsmittels erbringt, z.B.
in Form einer auf ihn ausgestellten Jahres-Bahn-
fahrkarte.

)) Stehen einem Arbeitnehmer gleichzeitig mehre-
re Kraftfahzeuge zur Verfügung, so ist für jedes
Kraftfahrzeug der pauschale Nutzungswert für Pri-
vatfahden mit monatlich 1 %o des Listenpreises an-
zusetzen. Dies gilt auch beim Einsatz eines Wech-
selkennzeichens. Dem pauschalen Nutzungsweft
für Privatfahrten kann der Listenpreis des über-
wiegend genutzten Kraftfahrzeugs zu Grunde ge-
legt werden, wenn die Nutzung der Kraftfahrzeuge
durch andere zur Privatsphäre des Arbeitnehmers
gehörende Personen so gut wie ausgeschlossen
ist. Bei Anwendung der 0,03 %-Regelung ist dem
pauschalen Nutzungsweft fûr Fahñen zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte stets der Lis-
tenpreis des üben¡¿iegend fûr diese Fahrten ge-
nutzten Kraftfahaeugs zu Grunde zu legen.

>) Überlässt der Arbeitgeber oder auf Grund des
Dienstverhältnisses ein Dritter dem Arbeitnehmer
ein Kraftfahzeug zu einer Familienheimfahrt wö-
chentlich im Rahmen einer beruflich veranlassten
doppelten Haushaltsführung, so ist insoweit der
Nutzungswert steuerlich nicht zu effassen, da in-
soweit ein Werbungskostenabzug möglich wäre.
Wird das Kraftfahrzeug zu mehr als einer Familien-
heimfahrt wöchentlich genutzt, ist für jede weite-
re Familienheimfahrt ein pauschaler Nutzungswert
i.H,v. 0,002 % des inländischen Listenpreises des
Kraftfahzeugs für jeden Kilometer der Entfernung
zwischen dem Beschäftigungsort und dem Oft des
eigenen Hausstands anzusetzen und dem Arbeits-
lohn zuzurechnen.

,, Zahl| der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber für
die außerdienstliche Nutzung eines betrieblichen
Kraftfahrzeugs, insbesondere für die Nutzung zu
privaten Fahrten, Fahrten zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte und Familienheimfahrten ein
Nutzungsentgelt, minderl dies den Nutzungsweft.
Dies kann insbesondere eine Monatspauschale,
eine Kilometerpauschale oder auch die Übernah-
me einzelner KraftÍahzeugkosten, wie z.B. Tank-
kosten sein.

Beispiel 1:

ln der Nutzungsüberlassungsvereínbarung ist geregelt,
Arbeitnehmer ein Nutzungsentgelt i.H.v. 0,20 € je privat
nem Kilometer zu zahlen hat.

dass der
gefahre-

Es handelt sich um ein Nutzungsentgelt, welches den lohnsteu-
erlichen Pauschalansatz mindert.

Beispiel 2:

ln der Nutzungsüberlassungsvereinbarung ist geregelt,
Arbejtnehmer die gesamten Treibstoffkosten zu zahlen

Díe Kostenübernahme durch den Arbeitnehmer ist e¡n Nut-
zungsentgelt, welches den lohnsteuerlichen Pauschalansatz
mindeft.

)) Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu den Anschaf-
fungskosten eines ihm auch zur privaten Nutzung
überlassenen betrieblichen Kraflfahrzeugs kön-
nen nicht nur im Zahlungsjahr, sondern auch in den
darauffolgenden Kalenderjahren auf den privaten
Nutzungswert für das jeweilige Kraftfahrzeug bis
auf 0 € angerechnet werden. Bei Zuzahlungen des
Arbeitnehmers zu Leasingsondezahlungen ist ent-
sprechend zu verJahren.

Beispiel:
Der Arbeitnehmer hat ¡m Jahr 01 zu den Anschaffungs-
kosten eines betrieblichen Kraftfahrzeugs einen Zuschuss
i.H.v.10 000 € geleistet. Der geldwerte Vorteil beträgt jährlich
4 000 €. Ab Januar 03 wird ihm ein anderes betriebliches Kraft-
fahrzeug überlassen.

Der geldwede Vofteil i.H.v. 4 000 € wird in den Jahren 01 und
02 um .ieweils 4 000 € gemindert. Auf Grund der Überlassung
eines anderen betrieblìchen Kraftfahrzeugs ab Januar 03 kann
der verbleibende Zuzahlungsbetrag von 2 000 € nicht auf den
geldwerten Vorteil dieses betrieblichen Kraftfahrzeugs ange-
rechnet werden.

O Handlungsempfehlung:
Hinsichtlich der Bewertung der Privatnutzung, der Fahrten
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sowie der Behandlung
von Zuzahlungen und Kostenübernahmen durch Arbeitneh-
mer bestehen vielfach alternative Rechenmodelle. lnsofern
bedad es klarer Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern dazu, inwieweit die individuellen Bewertun-
gen bereits im Lohnsteuerverfahren oder erst bei den Ein-
kommensteuerfestsetzungen erfolgen sollen.

2. Entlassungsentschädigung: Abgrenzung
zw¡schen der Besteuerung unter¡¡eEender
Entschädigung und nicht der Besteuerung
unterl¡egendem Schadensersatz

Der Bundesfinanzhof hat in dem jüngst veröffentlich-
ten Urteil vom 9.1,2018 (Aktenzeichen lX R 34116)
erneut deutlich gemacht, dass im Rahmen der Auflö-
sung eínes Arbeitsverhältnisses edoigende Zahlungen
sorgfältig daraufhin zu prüfen sind, welche Ursache
diesen zu Grunde liegt und ob diese damit überhaupt
der Besteuerung unterliegen. lnsoweit ist abzugrenzen
zwischen der Besteuerung unterliegender Entschä-
digung und nicht der Besteuerung unterliegendem
Schadensersatz o.A. Verpflichtet sich der Arbeitgeber
vertraglich, im Zusammenhang mit der Auflösung
des Arbeitsverh¿iltnísses mehrere Zahlungen an den
Arbeitnehmer zu leisten, ist eine einheitliche Entschä-
digung nur anzunehmen, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass sämtliche Teilzahlungen
,,als Ersatz für entgangene oder entgehende Einnah-
men" gewähr1 worden sind. lst neben einer Entschä-
digung für entgangene Einnahmen, die sích ihrer Höhe
nach im Rahmen des Üblichen bewegt, eine weitere
Zahlung vereinbart, die bei zusammenfassender Be-
trachtung den Rahmen des Üblichen in besonderem
Maße überschreiten würde, spricht dies indiziell dafür,
dass es sich insoweit nicht um eine Entschädigung
für entgangene Einnahmen handelt. Von einer Über-

dass der
hat.
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schreiiung in besonderem Maß ist auszugehen, wenn
durch die zweite Teilzahlung die Höhe der Gesamtzah-
lung verdoppelt wird.

lm Ufteilsfall wurde ein Arbeltnehmer auf dem Heim-
weg zu seinem Wohnhaus Opfer eines Überfalls, bei
dem dieser schwerste Verletzungen davontrug. Leis-
tungen der gesetzlichen Unfallversicherung waren
nicht zu erlangen, da nicht nachgewiesen werden
konnte, dass der Täter aus einem betriebsbezogenen
Motiv gehandelt habe. Auch der Arbeitgeber lehn-
te eine Haftung fûr die erlittenen Schäden ab. Letzt-
lich kam es zu einer einvernehmlichen Auflösung des
Arbeitsvertrags und Zahlung einer Abfindung. Nach
dem Vergleich sollte zum einen eine Abfindung für die
vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhältnisses sowie
für mögliche Verdienstausfälle und zum anderen ohne
Anerkennung einer Rechtspflicht Schadenersatz ge-
leistet werden. Letztlich edolgten zwei in etwa gleich
hohe Teilzahlungen.

Hierzu stellt der Bundesfinanzhof heraus:

)) Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit
gehören auch Entschädigungen, die als ,,Ersatz für
entgangene oder entgehende Einnahmen" gewährt
worden sind. Dies setzt begritflich voraus, dass ein
Anspruch auf Einnahmen begründet war und weg-
gefallen ist. Die Entschädigung muss den Zweck
haben, die weggefallenen Einnahmen zu ersetzen.
Bei den Einnahmen, deren Ausfall ersetzt werden
soll, muss es sich um steuerbare Einnahmen han-
deln.

)l Zwar ist grds. von einer Einheitlichkeit der Entschä-
digung auszugehen. Bestehen aber Anhaltspunkte
dafür, dass nur ein Teil der Zahlung eine Entschädi-
gung für entgangene oder entgehende Leistungen
darstellt, kann die Zahlung nicht ohne weiteres ins-
gesamt der Besteuerung unteruuoden werden.

)) Erfolgen mehrere Teilzahlungen, so muss ge-
prüft werden, ob diese der Besteuerung unterlie-
gen. Um abzuschätzen, ob neben der Zahlung für
eine Entlassungsentschädigung auch andere Zah-
lungsgründe vorliegen, muss auch berücksichtigt
werden, in welchem Rahmen üblichenrueise Abfin-
dungen vereinbart werden. Hierzu muss der letz-
te reguläre Verdienst des Stpfl., die reguläre Kündi-
gungsfrist und das Aufhebungsdatum festgestellt
werden, um beurteilen zu können, in welchem Um-
fang eine Entschädigung für entgangene Einnah-
men zu en¡uarten und auch gerichtlich durchsetz-
bar gewesen wäre,

Der Bundesfinanzhof hat den Streitfall nunmehr zur
weiteren Sachaufklärung an das Finanzgericht zurück-
verwresen.

O Handlungsempfehlun g:

Dieses Urteil verdeutlicht nochmals, dass Entschädigungs-
zahlungen sorgfältig daraufhin zu untersuchen sind, auf wel-
chem Grund diese beruhen und ob diese damìt steuerbar
sind, Anzuraten sind eindeutige vertragliche Abreden. So-
weit dies - wie im Streitfall - nicht erreichbar ist, muss der
Stpfl. den Sachverhalt möglichst exakt dokumentieren.

3. Wirtschaftliches Eigentum an Leasing-
objekten im Rahmen von Sale-and-lease-
back-Gestaltungen

Der Bundesfinanzhof bestätigt mit zwei Urteilen vom
21 122017 (Aktenzeichen lV R 56/16 und lV R 55/16),
dass wirtschaftliches Eigentum des Leasingnehmers
an dem Leasingobjekt nicht in Betracht kommt, wenn
die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Leasing-
gegenstands länger als die Grundmietzeit ist und dem
Leasinggeber ein Andienungsrecht eingeräumt wurde.
Die Frage des wirtschaftlichen Eigentums ist entschei-
dend dafür, bei welchem Stpfl., also Leasingnehmer
oder Leasinggeber, das Wirtschaftsgut zu aktivieren
und abzuschreiben ist.

ln Leasingfällen (so auch beim ,,Lease" im Rahmen
eines,,Sale-and-lease-back") geht die Rechtspre-
chung insbesondere von folgenden Grundsätzen aus:

)) Wirtschaftliches Eigentum des Leasingnehmers ist
gegeben, wenn der Herausgabeanspruch des Lea-
singgebers keine wirtschaftliche Bedeutung mehr
hat, d.h., dem Leasingnehmer Substanz und Ertrag
des Wirtschaftsguts für die voraussichtliche Nut-
zungsdauer zustehen.

)) Hieran fehlt es im Allgemeinen, wenn die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer länger als die Grund-
mietzeit ist. Denn in einem derartigen Fall ist der
Herausgabeanspruch des Leasinggebers gerade
nicht wirtschaftlich bedeutungslos.

l, Kann der Leasingnehmer den Leasinggeber hin-
gegen auch für die verbleibende Zeit von der Ein-
wirkung auf das Leasingobjekt ausschlieBen, ist
das Leasingobjekt dem Leasingnehmer zuzurech-
nen. Allerdings muss der Leasingnehmer hìerzu auf
Grund einer eigenen, rechtlich abgesicherten Posi-
tion (2.8. Kauf- oder Verlängerungsoption) in der
Lage sein, Ein lediglich dem Leasinggeber einge-
räumtes Andienungsrecht reicht hier.für nicht aus.

l) Eine Sondersituation besteht beim Speziallea-
sing. ln diesem Fall kann der Leasinggeber das
Leasingobjekt - unabhängig von dem Verhältnis
der Grundmietzeit zur betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer - nicht anderureitig nutzen oder ver-
weden. Es kommt daher auch nicht darauf an,
ob der Leasingnehmer über eine rechtlich abge-
sicherte Position zum Ausschluss des Leasingge-
bers veffügt. Denn der Herausgabeanspruch des
Leasinggebers ist in diesen Fällen von vornherein
wertlos.

O Hinweis:
Die steuerlichen Folgen sind insbesondere beim Leasing-
nehmer zu beachten, so dass vedragliche Abreden sorgfâltig
auf deren bilanzielle Auswirkungen zu überprufen sind.

Alle lnformationen wurden sorgfältig geprrift. Fùr die Voll-
ständigkeit, Richtigkeit und letzte Aktualität kann dennoch
keine Garantie übernommen werden.
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